
Strahlendes

Versprechen
E

in elektrischer Kleinbus kurvt
über ein menschenleeres Testge-
lände im Nirgendwo der rheini-
schen Provinz. Zwei Passagiere sit-
zen auf der Rückbank. Dann plötz-

lich erscheint aus dem Nichts eine weitere
Person. Hannes Ametsreiter, der Chef von
Vodafone Deutschland, gesellt sich zum Ge-
spräch – als Hologramm. Eigentlich arbeitet
er am Schreibtisch im 70 Kilometer entfern-
ten Düsseldorf, aber zugleich sitzt er schein-
bar leibhaftig im Wagen. Mimik, Gestik und
Körpersprache lassen den elektronischen
Geist beinahe lebendig aussehen. Dafür müs-
sen mehrere Gigabytes pro Sekunde übertra-
gen werden, ein Sender neuer Art macht es
möglich. „Der Fahrersitz im Auto der Zu-
kunft wird zur Fernsehcouch – oder zum Bü-
rostuhl“, frohlockt der Manager.

SolcheundähnlicheGagsinszeniertdieTe-
lekommunikations-Industrie schon seit Mo-
naten in ganz Europa. Da lässt die Telecom
Italia inTurinDrohnenüberdiePiazzaVitto-
rio fliegen, um Medikamente auszuliefern
und die Straßen von Transportern zu be-
freien. Oder der schwedische High-
Tech-Konzern Ericsson demonstriert die
automatische Fernüberwachung von
Schwerkranken und chirurgische Operatio-
nen per Roboter. Konkurrent Nokia zeigt,
wie Roboter im Takt von Millisekunden
vernetzt gemeinsam eine komplexe Auf-
gabe lösen.

Der Aufwand dient der Einstimmung der
Bürger auf ein informationstechnisches Me-
gaprojekt: 5G, die fünfteGenerationder Mo-
bilfunktechnik,sollbiszu1000-malmehrDa-
tenvolumen übertragen als bisher. Die Zahl
derverbundenenGerätesollsichverhundert-
fachen, und die Reaktionsgeschwindigkeit
nicht mal mehr eine Millisekunde betragen.
Vom autonomen Fahren über mitdenkende
Kühlschränke und Heizkörper bis zu voll-
ständig mit Robotern betriebenen Fabriken
soll die neue Technologie die gesamte Le-
benswelt revolutionieren. Die dazu nötigen
Investitionen, nach Schätzungen der Deut-
schen Telekom rund 500 Milliarden Euro,
seien „von strategischer Bedeutung für Eu-
ropa“, verkündet Jyrki Katainen, EU-Kom-
missar für Jobs und Wachstum. Der Ausbau
von 5G „ist entscheidend für unsere welt-
weite Wettbewerbsfähigkeit“, sagt er und
weiß sich darin einig mit allen Regierungen
der EU-Staaten.

Aber stimmen die Verheißungen über-
haupt? Und welche Risiken sind damit ver-
bunden? Diesen Fragen ist das Journalis-
ten-Team Investigate Europe nachgegangen
und auf erstaunliche Widersprüche gesto-
ßen.Nichtnuristvölligunklar,obsichdiege-

planten Milliarden-Investitionen jemals ren-
tieren werden. Zudem birgt das Vorhaben
ein enormes Risiko, das die Verantwortli-
chen totschweigen, während es immer drän-
gender wird: Eine wachsende Zahl von Stu-
diendeutetdaraufhin,dassdiefürdenMobil-
funk genutzte elektromagnetische Hochfre-
quenzstrahlungdiemenschlicheGesundheit
schädigenkann,indemsieKrebserzeugtund
denmännlichenSamenschädigt.Diezustän-
digenInstitutionenvonderWeltgesundheits-
organisation über die EU-Kommission bis
zum deutschen Bundesamt für Strahlen-
schutz überlassen es jedoch einem kleinen
Kreis von Insidern, die Grenzwerte zum
Schutz der Bevölkerung festzulegen. Doch
dessen Mitglieder blenden viele unbequeme
neue Erkenntnisse aus.

5Gwürdeden„Elektrosmog“,wie ihnKri-
tiker nennen, noch erheblich verstärken.
Weil die neue Technik mit sehr hohen Fre-
quenzen operiert, ist deren Reichweitedeut-
lich geringer als bei den bisherigen Anten-
nen.FürdieFüllungderoftbeklagtenFunklö-
cher taugt sie nicht (siehe Grafik: Frequen-
zen). Aber sie vervielfacht die Zahl der nöti-
genFunkzellen.DarumerrichtetetwadieTe-
lekom allein im fünf Kilometer langen Test-
streifen in Berlin-Schöneberg derzeit gleich
71 neue Sendemasten. Kommt es zum flä-
chendeckenden Ausbau, wird das zigtau-
sende zusätzliche Sendeanlagen erfordern.
Mit „der Implementierung von 5G drohen
ernste, irreversible Konsequenzen für den
Menschen“,warnen mehrals400 Mediziner
und Naturwissenschaftler in einem jüngst
veröffentlichten Appell für einen Ausbau-
stopp der 5G-Technik, darunter auch der
langjährige deutsche Umweltpolitiker und
Biologe Ernst-Ulrich von Weizsäcker.

„Wirwissennichtsicher,obdiemobileDa-
tenübertragungstechnik gesundheitliche Ri-
siken mit sich bringt, aber wir können es
auchnochnichtausschließen“,erklärter.Da-
her müsse die Politik „darauf bestehen, dass
dieGesundheitsrisiken,diemitderallgegen-
wärtigen Hochfrequenzstrahlung für mobile
Geräte verbunden sind, untersucht werden,
bevor wir die gesamte Bevölkerung immer
höheren Werten der elektromagnetischen
Felder aus dieser Technologie aussetzen“.

Handystrahlung? Das schien bisher nur
ein Thema für Spinner und Leute mit Verfol-
gungswahn. Auch die Autoren dieses Re-
ports sahen das zunächst so. Schließlich
gibt es schon rund 24000 Sendemasten al-
lein in Deutschland. Viele Millionen nutzen
ihre Smartphones jeden Tag stundenlang.
Von Gesundheitsschäden merken sie nichts.

Doch so einfach, wie die alltägliche Erfah-
rung suggeriert, ist es nicht. Das klärt schon

ein Blick auf die „rechtlichen Hinweise“, die
in vielen der Smartphones unter „Telefonin-
formationen“ abrufbar sind. „Halten Sie die-
sesSmartphonemindestens1,5cmvomKör-
per entfernt“, heißt es da, und „verwenden
SiezumTragenamKörperausschließlichZu-
behör mit Gürtelclip.“ Bei „Nichtbeachtung
könnte Ihr Smartphone die festgelegten
Grenzwerteüberschreiten“.Offenbargibt es
da doch ein Problem.

Nochdeutlicher liestsichdas indenDoku-
menten,mitdenendiebetroffenenKonzerne
ihre Aktionäre über die möglichen Risiken
aufklären.SoschreibtVodafone imJahresbe-
richt2017: „ElektromagnetischeSignale,die
vonmobilenGerätenundBasisstationenaus-
gesendet werden, können gesundheitliche
Risikenbergen,mitpotenziellenAuswirkun-
gen,einschließlich:Änderungendernationa-
lenGesetzgebung,eineVerringerungderMo-
biltelefonnutzung oder Rechtsstreitigkei-
ten.“ Auch die Deutsche Telekom warnt ihre
Gesellschafter,esbestehe„dieGefahrvonre-
gulatorischen Eingriffen, wie zum Beispiel
dieSenkungderGrenzwerte fürelektromag-
netische Felder oder
die Durchführung
von Vorsichtsmaß-
nahmen im Mobil-
funk“.

Die Warnungen
signalisieren, wie
groß die Unsicher-
heit ist. Schon seit
Jahrzehnten for-
schen Biologen, Me-
diziner und Inge-
nieure über die
Frage, ob die Hoch-
frequenzstrahlung
für den Mobilfunk
dieGesundheitschä-
digen könnte. In der
weltweitgrößtenDa-
tenbank zum
Thema, dem
„EMF-Portal“ der
Hochschule RWTH Aachen, sind mehr als
2000 wissenschaftliche Studien dazu gelis-
tet.DochüberdieBewertungderErgebnisse
sinddiebeteiligtenWissenschaftlerausaller
Welt bis heute zutiefst zerstritten.

Im Kern dieses Streits steht eine einzigar-
tige Institution: die International Commis-
sion on Non-Ionizing Radiation Protection
(ICNIRP). Dabei handelt es sich eigentlich
nur um eine private Wissenschaftlervereini-
gung ohne jeden amtlichen Charakter.
Doch die Gesetzgebung zum Schutz der
Bevölkerung vor Hochfrequenzstrahlung
folgt ausschließlich deren Richtlinien.

Diese beruhen auf einer umstrittenen An-
nahme:Demnachistdieeinzigbewiesenege-
sundheitsschädliche Wirkung von hochfre-
quentenelektromagnetischenFelderndieEr-
wärmungdesGewebes,wiesiebeihoherDo-
sierung auftritt, so wie es auch in einem Mi-
krowellen-Ofen geschieht. Nach Meinung
derICNIRPdrohterstdannGefahr,wenndie
mit der Strahlung übertragene Energie mehr
alszweiWattproKilogrammKörpergewicht
erreicht,weilerstabdiesemNiveaudieTem-
peratur imGewebemessbarsteigt.DenWert
legtederVereinbereits1998fest,unddarauf
beruhen bis heute alle gesetzlichen Grenz-
werte zur Sendestärke von Basisstationen
und Mobiltelefonen. In der Regel werden sie
allenfalls naheandenSendemasten erreicht,
sind also für die Industrie kein Problem.

Die Beschränkung auf die Wärmewir-
kung erscheint allerdings willkürlich.
Hochfrequenzstrahlenerzeugenunvermeid-
lichweitere,sogenanntenichtthermischeEf-
fekteinlebendenZellen,selbstwennsienied-
rigdosiert sind.Schließlichberuhenbiologi-
sche Prozesse stets auf elektrochemischen

Vorgängen, etwa bei
der Übertragung von
Nervenimpulsen. Das
bestreitenauchdieMit-
glieder der ICNIRP
nicht. „Wir sind nur
nicht überzeugt, dass
dieseWirkungenerwie-
senermaßen gesund-
heitsschädlichsind“,er-
klärt deren Vorsitzen-
der, der niederländi-
sche Biologe Eric van
Rongen.

Gegen dieses Dik-
tum haben die Kritiker
ebenfalls eine Organisa-
tion ins Leben gerufen,
die in den USA regis-
trierte „Bioinitiative“.
Auch deren 29 Profes-
soren und medizini-

sche Forscher aus elf Ländern repräsentie-
ren alle benötigten Disziplinen wie die
Krebsforschung, Molekularbiologie und Epi-
demiologie, und sie veröffentlichten einen
Gegenbericht zur ICNIRP-Position.

„Die biologischen Effekte der Mobilfunk-
strahlung verhindern, dass der Körper ge-
schädigte DNA heilt und führen zu einer ge-
ringeren Widerstandsfähigkeit gegen Krank-
heiten“, schreiben die Autoren unter Beru-
fung auf mehr als 1000 wissenschaftliche
Veröffentlichungen. Das könne die Stoff-
wechsel- und Fortpflanzungsfunktionen tief-
greifend beeinträchtigen. Nach Meinung

des schwedischen Onkologen Lenart Har-
dell, einem der Leitautoren, haben Studien
mit mehreren tausend befragten Handynut-
zern zudem „bewiesen, dass die elektromag-
netische Hochfrequenzstrahlung das Risiko
für Hirntumore erhöht“.

Das Problem bei diesen alarmierenden
Forschungsergebnissen ist, dass sie nicht
von anderen Wissenschaftlern bestätigt wer-
den können, weil die Befragungen nicht wie-
derholbar sind. Zwar ergab eine Auswer-
tung von 2266 Studien durch eine australi-
sche Forschergruppe, dass 68 Prozent da-
von „signifikante biologische oder gesund-
heitliche Auswirkungen im Zusammenhang
mit der Exposition gegenüber anthropoge-
nen elektromagnetischen Feldern“ belegen.
Ob und wie häufig das tatsächlich krank
macht, ist jedoch nicht eindeutig bewiesen.
Eine eigens berufene Expertengruppe des In-
ternationalen Zentrums für Krebsforschung
bei der WHO (IARC) mochte Hardell und
seinen Kollegen daher nicht folgen. Elektro-
magnetische Hochfrequenzstrahlung sei
nur „möglicherweise krebserzeugend“, ur-
teilte sie im Jahr 2011.

Diese Bewertung ist jedoch inzwischen
veraltet. Bereits 2015 machte eine Forscher-
gruppe an der privaten Jacobs-Universität in
Bremen um den Biologen Alexander Lerchl
eine beunruhigende Entdeckung. Lerchl
hatte lange vehement alle Warnungen der
Mobilfunkkritiker zurückgewiesen. Aber
dann musste er feststellen, dass bei Mäusen
die Tumore, die durch ein Gift erzeugt wor-
den waren, unter gewöhnlicher Mobilfunk-
strahlung weitaus schneller wuchsen und
sich im Körper verbreiteten als bei den Tie-
ren ohne Bestrahlung. Diese „tumorpromo-
vierende Wirkung“ habe ihn „durchaus über-
rascht“, gestand Lerchl.

Noch schwerer wiegt eine im November
2018 veröffentlichte Studie, an der Forscher
im Auftrag des US-Gesundheitsministeri-
ums mehr als zehn Jahre lang gearbeitet ha-
ben. Dafür setzten die Wissenschaftler des
„National Toxicology Program“ rund 7000
Ratten und Mäuse lebenslang für neun Stun-
den am Tag der Mobilfunkstrahlung aus.
Zur Überraschung der Forscher fanden sie
nicht nur Schäden in den DNA-Strängen der
Hirnzellen bei Mäusen, sondern die be-
strahlten männlichen Ratten entwickelten
zudem signifikant mehr bösartige Tumore
an den Nervenzellen des Herzmuskels als
ihre nicht bestrahlten Artgenossen. Auch
die Zahl der Hirntumore lag um drei Pro-
zent höher als in der Kontrollgruppe.

Das Team um den Cheftoxikologen Mi-
chael Wyde war sich der Brisanz dieser Er-
gebnisse sehr bewusst. Darum berief das In-

stitut der US-Regierung eigens 15 externe
Mediziner und Ingenieure, um die Arbeit be-
gutachten zu lassen. Deren Urteil fiel den-
noch eindeutig aus. Demnach liegt nun ein
„klarer Beweis“ für die tumorerzeugende
Wirkung der Hochfrequenzstrahlung bei
Ratten vor.

Genau das hatten die Behörden in den
USA und Europa bis dahin stets bestritten.
Der Direktor der zuständigen Food and
Drug Administration, Jeffrey Shuren, er-
klärte denn auch sofort: „Wir bestreiten die
Schlussfolgerungen des Berichts.“ Die For-
scher hätten ihre Versuchstiere sehr hohen
Niveaus von Hochfrequenzstrahlung ausge-
setzt. Darum könnten die Ergebnisse „nicht
auf die Mobiltelefonnutzung von Menschen
angewandt werden“.

Aber dieser Einwand war schon zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung widerlegt. Paral-
lel zu den US-Experimenten hatte ein Team
um die renommierte italienische Krebsfor-
scherin Fiorella Belpoggi in Bologna eine
ganz ähnliche Untersuchung durchgeführt.
Dafür wurden ebenfalls mehr als 2000 Ver-
suchstiere derselben Rattenart einer lebens-
langen Bestrahlung ausgesetzt, aber mit
Feldstärken, wie sie die alltägliche Mobil-
funknutzung erzeugt. Trotzdem führte auch

das zu einem signifikanten Anstieg der glei-
chen Tumorart, wie sie die US-Forscher be-
obachten.

Damit sei erstmals „in zwei unabhängig
voneinander durchgeführten Experimenten
nach überprüfbar strengen Maßstäben der
Laborwissenschaft die gleiche karzinogene
Wirkung von Hochfrequenzstrahlung be-
legt“, konstatiert Belpoggio – und fordert
Konsequenzen. Die WHO und deren Inter-
national Agency for the Research on Cancer
(IARC) „müssen dieses Thema vorrangig be-
handeln“. Elektromagnetische Strahlung
solle nicht mehr nur als „möglicherweise“,
sondern als „wahrscheinlich krebserre-
gend“ eingestuft werden.

Dass es dazu kommt, ist jedoch fraglich.
Dagegen steht das ICNIRP-Kartell. „Beide
Studien haben Einschränkungen, die den
Nutzen ihrer Ergebnisse für die Festlegung
von Expositionsrichtlinien beeinflussen“,
behauptete der Expertenclub gleich nach de-
ren Veröffentlichung. Demnach „bieten sie
keine zuverlässige Grundlage für die Überar-
beitung der bestehenden Leitlinien für die
Hochfrequenz-Exposition“. Und kein Strah-
lenschutzamt, kein EU-Kommissar und kein
Minister widerspricht. Für Europas Regie-
rungen und deren Behörden fungieren die
13 Mitglieder der selbst ernannten Kommis-
sion als eine Art höhere wissenschaftliche
Gewalt. Aber warum? Warum finden alle
Warner, selbst so prominente wie das Ex-
pertenpanel für die US-Gesundheitsbe-
hörde, kein Gehör?

Wer dieser Frage nachgeht, trifft auf ein
verblüffendes Phänomen: Die Mitglieder
der ICNIRP sind gleichzeitig auch in allen
zuständigen Institutionen tätig und kontrol-
lieren so den offiziellen Diskurs. Rechtlich
ist die Wissenschaftlergruppe lediglich ein
eingetragener Verein, der seine Mitglieder
selbst rekrutiert und dabei abweichende
Meinungen meidet. Aber schon bei dessen
Adresse beginnt die Verquickung mit der
staatlichen Ebene. Das Sekretariat des Ver-
eins residiert mietfrei direkt im Bundesamt
für Strahlenschutz im Münchner Vorort
Neuherberg. Und die wissenschaftliche Ko-
ordination für ICNIRP erledigt praktischer-
weise die amtliche Leiterin der Abteilung
für elektromagnetische Felder, Gunde Zie-
gelberger. Ihr Vorgänger war bis 2016 sogar
Vorsitzender des Clubs. Zugleich fördert die
Bundesregierung die Wissenschaftler-NGO
mit rund 100000 Euro pro Jahr.

Den Eindruck, die private Organisation
sei quasi Teil der deutschen Behörde, weist
die Sprecherin als „nicht zutreffend“ zu-
rück. Das Amt unterstütze lediglich die in-
ternationale Vernetzung der Forschung. Im
Übrigen sei die ICNIRP von der WHO offi-
ziell anerkannt, das gebe ihr die Legitima-
tion. Das stimmt, aber macht es nicht min-
der fragwürdig.

Denn auch die UN-Gesundheitsorganisa-
tion in Genf hat den Verein nicht nur als Be-
rater anerkannt, sondern ihm die Untersu-
chung der Gesundheitsrisiken von Hochfre-
quenzstrahlung de facto gleich ganz übertra-
gen. Das „International EMF Project“ der
WHO hat den Auftrag, die laufende For-
schung auszuwerten und daraus Empfehlun-
gen abzuleiten. Wegen der vielen neuen Er-
kenntnisse soll alsbald eine umfassende
WHO-Studie erstellt werden. Aber vier der
sechs Mitglieder der dafür berufenen „core
group“ arbeiten für ICNIRP, darunter auch
der Vorsitzende van Rongen.

Die Mitglieder dieses Vereins haben sich
jedoch längst festgelegt, dass auch die neue-
ren Forschungsergebnisse keine zusätzli-
chen Schutzmaßnahmen rechtfertigen, wie
van Rongen gegenüber InvestigateEurope be-
stätigte. Die Frage, ob das nicht einen offen-
kundigen Interessenkonflikt mit sich bringt,
ließ die Leiterin des WHO-Projekts, die hol-
ländische Ingenieurin Emilie van Deventer,
unbeantwortet, und das nicht zufällig. Sie
ist selbst ganz offiziell als „Beobachterin“
Teil des ICNIRP-Netzwerks.

Ähnlich läuft es bei der EU-Kommission.
Dort oblag es dem „Wissenschaftlichen

Ausschuss zu neuen Gesundheitsrisiken“
(SCENIHR), die Gefahren der Hochfre-
quenzstrahlung zu beurteilen. Erneut
stellte ICNIRP vier der zwölf Mitglieder.
Prompt kam auch dieses Gremium 2015 zu
dem Schluss, dass es keine Probleme gebe.
Und so beruft sich der Chef der EU-Direk-
tion für öffentliche Gesundheit auf „die in-
ternationalen Gremien ICNIRP und SCEN-
HIR“ und versichert, sie hätten „konsistente
Belege vorgelegt, dass die Exposition in elek-
tromagnetischen Feldern kein Gesundheits-
risiko darstellt, wenn sie unter den in der
EU empfohlenen Grenzwerten bleibt“.

Die auf diese Art hergestellte Einheitsmei-
nung ist bequem für alle Beteiligten, die Te-
lekom-Industrie und ihre Kunden genauso
wie die verantwortli-
chen Politiker, die auf
Wachstum und Jobs
durch die mobile Da-
tentechnologie set-
zen. Aber sie bricht
mit einem zentralen
Versprechen der
EU-Verfassung: dem
Vorsorgeprinzip.

„Die Umweltpoli-
tik der Union beruht
auf den Grundsätzen
der Vorsorge und Vor-
beugung“, heißt es im
Artikel 191 des gel-
tenden EU-Vertrags.
Demnach sind die
Bürger, anders als im
US-Recht, grundsätz-
lich vor Produkten zu
schützen, deren Un-
bedenklichkeit noch nicht erwiesen ist.

Wäre es nach dem Willen der Europäi-
schen Umweltbehörde (EEA) gegangen,
würde dieses Prinzip auch auf die Mobil-
funktechnik angewandt. Schon 2007 warnte
die Behörde vor dem Krebsrisiko. „Ange-
sichts der Millionen von Menschen, die dem
ausgesetzt sind, und der Anfälligkeit insbe-
sondere von Kindern, hielten wir es für
gerechtfertigt, eine Frühwarnung zu star-
ten“, berichtet David Gee, damals Chefbe-
rater der Behörde. Das folge den „späten
Lehren aus frühen Warnungen“, sagt Gee
und erinnert an die Debakel um Asbest, die
krebserregenden Weichmacher PCB und
den Rinderwahnsinn.

Die Schweizer Regierung folgt diesem Rat
ausdrücklich. „Der Bundesrat konnte nicht
abwarten, bis die Wissenschaft die ge-
wünschten Antworten liefert“, erklärt das
zuständige Bundesamt: „Das Vorsorgeprin-
zip des Umweltschutzgesetzes verlangt,
dass die Belastung grundsätzlich so niedrig
sein soll, wie es technisch möglich ist.“ Da-
rum dürfen die Sendemasten in der Schweiz
an allen Orten, wo sich Menschen lange auf-
halten, nur ein Zehntel der EU-üblichen
Strahlenwerte erzeugen, um „vor allem die
Langzeitbelastung niedrig“ zu halten. Das
steht nun dem 5G-Ausbau im Wege, und die
Industrie drängt massiv auf eine Lockerung.
Das Berner Parlament wies das Ansinnen zu-
rück und hält an der Vorsorge fest.

Die Regierung in Deutschland dagegen
folgt unbeirrt den Empfehlungen der
ICNIRP. Diese sei unabhängig und verfolge
„ein hohes Schutzziel“, versichert eine Spre-
cherin des Umweltministeriums. Genauso
haltenesauchEuropasKommissare.„DieAn-
wendung des Vorsorgeprinzips“ auf die Mo-
bilfunktechnologien sei „eine zu drastische
Maßnahme“, erklärt der Kabinettschef des
amtierenden EU-Gesundheitskommissars
VytenisAndriukaitis. „DieKommissionwar-
tet lieber auf konkrete Beweise, aber das
kommt immer zu spät“, kommentiert Gee
diese Haltung. „Wenn der Schaden nachge-
wiesen wird, dann ist er bereits entstanden.“

Dabei wäre genug Zeit, zumindest für die
massive Ausweitung der Belastung durch
die 5G-Technik, ein Moratorium zu verhän-
gen, bevor es zu spät ist. Denn bisher ist gar
nicht klar, ob die vielen technischen Verhei-
ßungen überhaupt wirtschaftlich tragfähig

sind. Die möglichen Anwendungen vom „In-
ternet der Dinge“ bis zum autonomen Fah-
ren passen nicht zum Geschäftsmodell der
Telekom-Branche. Das basiert auf den mo-
natlich gezahlten Gebühren der Nutzer.
Diese Umsatzquelle lässt sich allerdings
nicht mehr ausweiten. Schon bei der Einfüh-
rung von 4G, auch LTE genannt, sei es nicht
gelungen, den Kunden dafür höhere Gebüh-
ren aufzudrücken, berichtet der britische Te-
lekom-Experte und Uni-Professor William
Webb, der als Berater weltweit gefragt ist.

Für Smartphone-Kunden bietet die
5G-Technik ohnehin wenig Nutzen, weil sie
die extremen Datenmengen und Echtzeit-
übertragung gar nicht brauchen. Ob die
Netzanbieter aber andere Branchen wie die

Autoindustrie oder
Konsumgüterherstel-
ler als Kunden gewin-
nen können, ist
höchst ungewiss.
Auch sie müssten die
Gebühren wiederum
bei ihren Kunden ein-
treiben.

Die Vision von der
mobilen Datenzu-
kunft mit 5G sei da-
rum „nur ein My-
thos“, warnt Webb.
Einzig die Anlagen-
hersteller wie
Ericsson und Huawei
sowie vielleicht die
Produzenten neuer
Smartphones würden
profitieren, meint
Branchenkenner

Webb. Gleichzeitig „möchten sich Minister
mit der neuesten digitalen Technologie
schmücken, obwohl sie meist wenig davon
verstehen“, hat er beobachtet. Darum sei
„der Hype um 5G außer Kontrolle“ geraten.

In der Folge setzen die EU-Regierungen
nun die Netzbetreiber unter Druck, schnell
die Lizenzen für die benötigten Frequenzen
bei den Regierungen zu ersteigern, auch
wenn sie nicht wissen, wie sie die Ausgaben
dafür wieder verdienen werden. In Deutsch-
land und acht weiteren Ländern der Europäi-
schen Wirtschaftszone stehen die Auktio-
nen in diesem Jahr noch an.

In Italien dagegen haben die Telekom-Un-
ternehmen dafür bereits im vergangenen
Jahr 6,5 Milliarden Euro bezahlt – ein Aben-
teuer mit ungewissem Ausgang. Die Auk-
tion in Italien sei „ruinös“, warnt etwa Jorge
Graça, Technikchef des größten portugiesi-
schen Netzanbieters NOS. Insgesamt sei der
5G-Plan der EU nur durch „eine politische
Agenda getrieben“, aber „technologisch
nicht ausgereift und kontraproduktiv“,
warnt Graça und spricht damit aus, was
viele Telekom-Manager nur nicht öffentlich
sagen wollen.

Unbill droht der Branche auch von ihren
potenziellen Kunden. Vielerorts keimt der
Widerstand der Bevölkerung gegen die Infla-
tion der Sendeanlagen. So zum Beispiel im
italienischen L’Aquila. In der Provinzhaupt-
stadt der Abruzzen protestieren mehr als
1500 Einwohner gegen die Nutzung ihrer
Stadt als Testgebiet für 5G-Experimente.
„Nach dem Drama mit dem Erdbeben wol-
len wir jetzt nicht auch noch die Freiluft-Ver-
suchskaninchen für diese Technologie wer-
den“, beklagt Gianmaria Umberto, einer der
örtlichen Ärzte. Obwohl die Sendemasten
inmitten von Wohngebieten errichtet wer-
den, empfahl das Gesundheitsamt, sich aus
„Vorsorge“ nicht länger als vier Stunden in
der Nähe aufzuhalten. Die Empörung ist ent-
sprechend.

Im griechischen Patras ließen es die Bür-
ger gar nicht erst so weit kommen. Nach-
dem die Regierung in Athen die Stadt zu ei-
nem der drei geplanten Testfelder für das
Land erkoren hatte, erhob ein Bürgerkomi-
tee Einspruch gegen die angeblich geplante
Installation von 50000 kleinen Sendern für
die vielen 5G-Zellen. Nach monatelangen
Verhandlungen lehnte die Stadtverwaltung

das Projekt schließlich mit der Begründung
ab, die Risiken für die Gesundheit der Bevöl-
kerung seien nicht geklärt.

Im französischen Rennes wiederum muss-
ten die Bürger im vergangenen Herbst er-
staunt erfahren, dass sie in der örtlichen
U-Bahn einer gesetzeswidrigen Hochfre-
quenzstrahlung ausgesetzt sind. In Frank-
reich gilt, anders als in den meisten anderen
EU-Staaten, ein Vorsorge-Grenzwert für öf-
fentliche Orte, der nur rund ein Zehntel der
ICNIRP-Werte beträgt.

Ein lokaler Abgeordneter hatte darum ein-
fach mal die Stärke der elektromagnetischen
Felder messen lassen, nachdem alle
U-Bahn-Stationen mit Sendern ausgestat-
tet wurden. Prompt stellte sich heraus,
dass die Strahlung in neun der 13 Bahn-
höfe weit über dem erlaubten Wert lag, in
Spitzenzeiten sogar mehr als 1000 Prozent.
Der Fall erregte landesweit Aufsehen und
heizte die in Frankreich ohnehin scharf ge-
führte Debatte über das Risiko elektromag-
netischer Strahlung erneut an.

NochhärterumstrittenistdasThemainPo-
len. Dort gelten seit je strikte Obergrenzen
für elektromagnetische Feldstrahlung. Aber
diese sind nicht mit den üblichen Standards
der Hersteller vereinbar. Weil gleichzeitig
keine wirksamen Kontrollen stattfinden,
flammen immer wieder Proteste auf. Allein
im vergangenen Jahr gingen in fünf polni-
schen Städten die Bürger gegen neue Sende-
masten und 5G-Experimente auf die Straße.
Darum hat die Zentralregierung erstmals ein
landesweites Messprogramm angestoßen.
DenBürgern inKrakau reichtdas nicht.Dort
hat die Verwaltung eigens ein „Programm
zum Schutz vor EM-Strahlung“ aufgelegt,
das zur Zeit beraten wird.

All das sind bisher nur punktuelle Wider-
stände, die auch schnell wieder verschwin-
den können. Aber sie zeigen, was geschehen
würde, wenn die Forschung weitere
schlechte Nachrichten hervorbrächte. Die
Akzeptanz für den 5G-Ausbau könnte
schlagartig verschwinden und Milliardenin-
vestitionen wären verloren.

In den USA hat der Diskurs darum jetzt
auch das Parlament erreicht, wo der Senat
den Kritikern ein Forum verschaffte. „Die
nackte und simple Tatsache ist, dass die
Gesundheitsrisiken nicht bekannt und
nicht untersucht sind“, erklärte der demo-
kratische Senator Richard Blumenthal An-
fang Dezember. Das sei „ein Zeichen der
Ignoranz und Missachtung“ aufseiten der
Bundesbehörden. Darum forderte er diese
auf, „Beweise“ für ihre Behauptung vorzu-
legen, es gebe keine Gefahr – eine Forde-
rung, die nur ein umfangreiches For-
schungsprogramm erfüllen könnte.

Daswäre inEuropaerst recht sinnvoll.Die
EU pumpt zurzeit mehr als 700 Millionen
Euro in Projekte zur 5G-Entwicklung, aber
nichteinesdavondientder Risikoforschung.
Vielleicht ist esZeit, dassEuropasParlamen-
tarierdiePrioritätendesProgrammsändern.

IE ist ein pan-europäisches Journalistenteam,
das Themen von europäischer Relevanz recherchiert
und die Ergebnisse europaweit veröffentlicht.
Das Projekt wird von der „Hübner & Kennedy“-Stiftung,
der GLS Treuhand, der Rudolf-Augstein-Stiftung, der nor-
wegischen Fritt-Ord-Stiftung, der italienischen Stiftung
Cariplo und der Open Society Initiative for Europe sowie
einer privaten Spenderin unterstützt. Weitere Spenden
kommen von Lesern. Das Team kooperiert mit den NGOs
Journalismfund und N-Ost. Zu den Medienpartnern für
den Report über 5G gehören unter anderem „Newsweek
Polska“, „Diario de Noticias“, „Il Fatto Quotidiano“,
„De Groene Amsterdamer“, „Efimerida ton Syntakton“,
„Aftenbladet“ und der „Falter“. Außer den Autoren ha-
ben Crina Boros, Wojciech Ciesla, Ingeborg Eliassen,
Juliet Ferguson, Nikolas Leontopoulos, Maria Maggiore,
Leila Minano, Paulo Pena und Jef Poortmans dazu bei-
getragen. Mehr zum Projekt: investigate-europe.eu.

Im Mobilfunk werden hochfrequente elektromagnetische Felder für die drahtlose
Übertragung von Daten genutzt. Hertz (Hz) ist die Maßeinheit für die Frequenz und
gibt die Zahl der Schwingungen der elektromagnetischen Wellen pro Sekunde an. Da-
bei gilt: Je breiter das genutzte Frequenzband, umso mehr Daten können übertragen
werden. Für LTE (4G) sind Bänder von 20 bis 60 MHz in Gebrauch. Die 5G-Technik be-
nötigt dagegen gleich 100 MHz, die nur noch für höhere Frequenzen verfügbar sind.

Dafür versteigert die Bundesnetzagentur zunächst die drei Bänder zwischen 3,4 und
3,7 GHz. Ein viertes Band bis 3,8 GHz ist für den lokalen Gebrauch in Fabriken und
Forschungszentren reserviert. Später sollen auch Bänder von 22 bis 25 GHz genutzt
werden. Die hohen Frequenzen haben jedoch eine geringere Reichweite. Für die
Schließung der oft beklagten Funklöcher muss darum das LTE-Netz ausgebaut wer-
den, die 5G-Technik wird dafür nicht benötigt. Die Stärke der Felder wird in Volt/Meter

gemessen. Zum Schutz der Bevölkerung sind für die bisher genutzten Mobilfunkfre-
quenzen zwischen 400 MHz und 3 GHz in den meisten EU-Staaten Grenzwerte von 38
bis 61 V/m vorgeschrieben. Weil Gesundheitsschäden bei geringeren Stärken nicht
ausgeschlossen werden können, gilt in Frankreich, Italien, Belgien und der Schweiz
für öffentliche Orte und Wohnungen ein 10-mal strengerer Grenzwert. Die Telekom-In-
dustrie fordert für den Ausbau des 5G-Netzes jetzt die Lockerung dieser Grenzwerte.
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Die neue Generation des Mobilfunks soll
bis zu 1000-mal mehr Datenvolumen übertragen.

Doch hinter den großen Versprechen
lauert möglicherweise erhöhte Krebsgefahr.

Und die europäischen Regierungen
wollen davon nichts wissen


